
 

 

Bremisches Schulverwaltungsgesetz (BremSchVwG) 

Veröffentlichungsdatum: 29.12.1994 Inkrafttreten: 01.08.2015 Zuletzt geändert durch: 

mehrfach geändert durch Geschäftsverteilung des Senats vom 02.08.2016 (Brem.GBl. S. 434) 

 

„§ 6 Schulangebot, Kapazitäten und stadtweite Anwählbarkeit  

(…) 

(3) Die Grundschülerinnen und -schüler werden nach Anmeldung in der regional zuständigen 

Grundschule durch die Konferenz der Grundschulen der Region einer wohnortnahen Grund-

schule zugewiesen. Gleichrangig werden Kinder zugewiesen, für die die Versagung eine 

besondere Härte bedeuten würde (Härtefälle). Härtefälle liegen vor, wenn 

a. für eine vorhandene Behinderung in der Schule die notwendigen baulichen Aus-

stattungen oder räumlichen Voraussetzungen vorhanden sind und diese an der 

regional zuständigen Schule nicht bestehen oder 

b. ein Geschwisterkind bereits dieselbe Schule besucht und eine Versagung der Auf-

nahme zu Problemen bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf führen würde, die 

das üblicherweise Vorkommende überschreitet. 

Übersteigen diese Zuweisungen die festgesetzten Kapazitäten, werden die Kinder, die von 

den unter a) beschriebenen Härtefällen betroffen sind, vorrangig zugewiesen. In Bezug auf die 

weiteren Zuweisungen entscheidet das Los zwischen den als wohnortnah zugewiesenen 

Kindern und den Geschwisterkindern. Anträge auf Zuweisungen in eine regional nicht 

zuständige Grundschule sind im Rahmen der Kapazitäten zu berücksichtigen, sofern es sich 

um eine Ganztagsgrundschule der Wohnregion oder die nächstgelegene Ganztagsgrund-

schule, eine in der Stadtgemeinde Bremen von der Senatorin für Kinder und Bildung oder in 

der Stadtgemeinde Bremerhaven vom Magistrat genehmigte Grundschule mit besonderem 

Sprach- oder Sportangebot oder eine an eine Oberschule angegliederte Grundschule handelt. 

Anträge auf Zuweisung in eine andere nicht regional zuständige Grundschule können berück-

sichtigt werden, sofern dort noch Kapazitäten frei sind. Diese finden vorrangig Berück-

sichtigung sofern ein Geschwisterkind bereits dieselbe Schule besucht. Übersteigt die Zahl 

der Anträge die Zahl der freien Plätze an der jeweiligen Grundschule, entscheidet das Los. Die 

Senatorin für Kinder und Bildung in der Stadtgemeinde Bremen oder der Magistrat in der Stadt-

gemeinde Bremerhaven kann in begründeten Einzelfällen eine vom vorstehenden 

abweichende Zuweisung vornehmen, soweit dieses aufgrund der besonderen familiären oder 

sozialen Situation erforderlich ist, um Belastungen, die das üblicherweise Vorkommende bei 

weitem überschreiten, zu vermeiden. Das Nähere zum Aufnahmeverfahren regelt eine Rechts-

verordnung. 

(…)“ 

  



 

 

Anlage 1 zur Deputationsvorlage L158/19 (Sitzung am 17.10.2018) 

 

Gesetz zur Änderung des Bremischen Schulverwaltungsgesetzes 

(…) 

Artikel 1 

Das Bremische Schulverwaltungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 

2005 (Brem.GBl. S. 280, 388, 399 - 223-b-1), das zuletzt durch Gesetz vom 24. Marz 2015 

(Brem.GBl. S. 112) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. § 6 Absatz 3 wird durch die folgenden Absatze 3 bis 3d ersetzt: 

„(3) Kinder, die ab dem folgenden Schuljahr schulpflichtig sind, werden im Rahmen der fest-

gesetzten Aufnahmekapazität in der Grundschule aufgenommen, in deren Einzugsbezirk sie 

wohnen (Anmeldeschule). Auf Antrag gleichrangig aufgenommen werden aus anderen Ein-

zugsbezirken 

1. Härtefälle oder 

2. Geschwisterkinder, 

a) deren älteres Geschwisterkind der Grundschule nach Absatz 3a Satz 2 

zugewiesen wurde oder 

b) die aufgrund einer Änderung des Einzugsbezirks nicht mehr als Kinder aus 

dem Einzugsbezirk gelten. 

(3a) Übersteigt die Anzahl der Anmeldungen nach Absatz 3 die festgesetzte Aufnahme-

kapazität der Grundschule (Anmeldeüberhang), erfolgt die Aufnahme in die Anmeldeschule 

nach Maßgabe der folgenden Kriterien: 

1. Härtefalle, 

2. Geschwisterkinder und 

3. Betreuungsbedarf aufgrund beruflicher Erfordernisse der Erziehungsberechtigten im 

Sinne von § 60 Absatz 1 des Bremischen Schulgesetzes. 

Kinder, die nicht in der Anmeldeschule aufgenommen werden können, werden anderen wohn-

ortnahen Grundschulen zugewiesen, soweit deren Aufnahmekapazität nach Aufnahme der 

Kinder aus dem eigenen Einzugsbezirk und den gleichrangig aufzunehmenden Kindern dies 

zulässt. 

(3b) Auf Antrag wird ein Kind in einer Grundschule eines anderen Einzugsbezirks (Anwahl-

schule) aufgenommen, soweit deren Aufnahmekapazität nach Aufnahme der Kinder aus dem 

eigenen Einzugsbezirk und den gleichrangig aufzunehmenden Kindern dies zulasst und die 

funktionsgerechte Auslastung der Anmeldeschule dadurch nicht beeinträchtigt wird. Übersteigt 

die Zahl der Anträge nach Satz 1 die Zahl der freien Plätze an der Anwahlschule, erfolgt die 

Aufnahme nach Maßgabe der folgenden Kriterien: 

1. Kinder aus einer Grundschule mit einem Anmeldeüberhang, 

2. Geschwisterkinder, 



 

 

3. Betreuungsbedarf aufgrund beruflicher Erfordernisse der Erziehungsberechtigten im 

Sinne von § 60 Absatz 1 des Bremischen Schulgesetzes, 

4. Anwahl oder Abwahl der gebundenen Ganztagsbeschulung und 

5. Schulweglänge. 

(3c) Bei einer Grundschule mit einem von der Fachaufsicht genehmigten besonderen Fremd-

sprachen- oder Sportangebot entscheidet über die Aufnahme die Eignung des Kindes; bei 

gleicher Eignung werden Kinder aus dem Einzugsbezirk vorrangig berücksichtigt. 

(3d) Das Nähere zur Aufnahme an der Grundschule nach den Absätzen 3 bis 3c, insbesondere 

zum Verfahren sowie zu den Aufnahme- und Eignungskriterien und deren Rangfolge und den 

Kriterien für Härtefälle regelt eine Rechtsverordnung. 

(…)“ 


